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Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung © 2024
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Lüneburg

SATZUNG DER GEMEINDE SEEVETAL
Bebauungsplan Hittfeld 41  "Nördlich Göhlenbach"
mit örtlicher Bauvorschrift

Präambel:
Auf Grund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), des § 84 der Niedersächsischen Bauordnung
(NBauO) und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der
Gemeinde Seevetal am ............................ den Bebauungsplan Hittfeld 41 "Nördlich Göhlenbach" mit örtlicher
Bauvorschrift bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen Festsetzungen (Teil B) als Satzung
beschlossen.

Seevetal, den ......................... ..............................
Bürgermeisterin

Verfahrensvermerke
Planunterlage
Kartengrundlage:
Plangebiet 1: Flurstücke 4/9, 4/20, 91/5, teilweise 4/24, 29/3, 29/4, 91/4

Flur 1, Gemarkung Hittfeld
Maßstab: 1 : 1.000
Quelle:  ALKIS Auszug aus dem amtlichen Liegenschaftskataster-
informationssystem © 2018/2021/2024    Landesamt für Geoinformation
und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Lüneburg

Angaben und Präsentationen des amtlichen Vermessungswesens sind durch das Niedersächsische
Gesetz über das amtliche Vermessungswesen (NVermG) sowie durch das Gesetz über Urheberrecht
und verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) gesetzlich geschützt.
Die Verwertung für nichteigene oder für wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Wiedergabe von
Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von Standardpräsentationen ist nur mit der Erlaubnis
der zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde zulässig. Keiner Erlaubnis bedarf

1. die Verwertung von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von
Standardpräsentationen für Aufgaben des übertragenen Wirkungskreises durch kommunale
Körperschaften,

2. die öffentliche Wiedergabe von Angaben des amtlichen Vermessungswesens und von
Standardpräsentationen durch kommunale Körperschaften, soweit diese im Rahmen ihrer
Aufgabenerfüllung eigene Informationen für Dritte bereitstellen. (Auszug aus § 5 Abs.3 NVermG)

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich
bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand 03.12.2024).
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei.
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich.

Plangebiet 2: Flurstück 40/3, Flur 7, Gemarkung Ramelsloh
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich
bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze nach (Stand 16.12.2024).

Winsen, den ...........................  ..................................................
Katasteramt Winsen

Planverfasserin
Der Bebauungsplan Hittfeld 41  "Nördlich Göhlenbach" mit örtlicher Bauvorschrift und Teilaufhebung
Bebauungsplan Hittfeld 21 "Nördlicher Ortskern" wurde ausgearbeitet vom Büro Mehring Stadt- und
Landschaftsplanung, Inhaberin Silke Wübbenhorst, Stadtkoppel 34, 21337 Lüneburg,
Tel.: 04131-4004880,mehring@slplanung.de

Lüneburg, den ................................... ..................................................
Planverfasserin

Aufstellungsbeschluss
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Seevetal hat in seiner Sitzung am ....................... die
Aufstellung des Bebauungsplanes Hittfeld 41  "Nördlich Göhlenbach" mit örtlicher Bauvorschrift und
Teilaufhebung Bebauungsplan Hittfeld 21 "Nördlicher Ortskern" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss
wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am ..................... ortsüblich bekannt gemacht.

Seevetal, den ............................... ..................................................
Bürgermeisterin

Öffentliche Auslegung
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Seevetal hat in seiner Sitzung am .........................dem Entwurf
des Bebauungsplans Hittfeld 41  "Nördlich Göhlenbach" mit örtlicher Bauvorschrift und Teilaufhebung
Bebauungsplan Hittfeld 21 "Nördlicher Ortskern" und der Begründung  zugestimmt und die öffentliche
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden
am ......................... ortsüblich bekannt gemacht. Der Entwurf des Bebauungsplanes Hittfeld 41
"Nördlich Göhlenbach" mit örtlicher Bauvorschrift und Teilaufhebung Bebauungsplan Hittfeld 21
"Nördlicher Ortskern" und die Begründung haben vom ............................ bis einschließlich zum
.................................gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Seevetal, den ............................... ..................................................
Bürgermeisterin

Satzungsbeschluss
Der Rat der Gemeinde Seevetal hat den Bebauungsplan Hittfeld 41  "Nördlich Göhlenbach"  mit
örtlicher Bauvorschrift und Teilaufhebung Bebauungsplan Hittfeld 21 "Nördlicher Ortskern" nach Prüfung
der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am ........................gemäß  § 10 BauGB als
Satzung sowie die Begründung beschlossen.

Seevetal, den ............................... ..................................................
Bürgermeisterin

Inkrafttreten
Der Bebauungsplan Hittfeld 41  "Nördlich Göhlenbach" mit örtlicher Bauvorschrift und Teilaufhebung
Bebauungsplan Hittfeld 21 "Nördlicher Ortskern"  ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB am .......................... im
Amtsblatt für den Landkreis Harburg Nr. .......... bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan Hittfeld
41  "Nördlich Göhlenbach" mit örtlicher Bauvorschrift und Teilaufhebung Bebauungsplan Hittfeld 21
"Nördlicher Ortskern" ist damit am ............................ rechtsverbindlich geworden.

Seevetal, den ............................... ..................................................
Bürgermeisterin

Verletzung der Verfahrens- und Formvorschriften
Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Hittfeld 41 "Nördlich Göhlenbach" mit
örtlicher Bauvorschrift und Teilaufhebung Bebauungsplan Hittfeld 21 "Nördlicher Ortskern" sind
beachtliche Verletzungen von obigen Verfahrens- oder Formvorschriften, eine beachtliche Verletzung
der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes, nicht
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des der Verletzung begründeten Sachverhalts
geltend gemacht worden.

Seevetal, den ............................... ..................................................
Bürgermeisterin

Mängel in der Abwägung
Innerhalb von einem Jahr nach In-Kraft-Treten des Bebauungsplanes Hittfeld 41  "Nördlich
Göhlenbach" mit örtlicher Bauvorschrift und Teilaufhebung Bebauungsplan Hittfeld 21 "Nördlicher
Ortskern" sind beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs nicht geltend gemacht worden.

Seevetal, den ............................... ..................................................
Bürgermeisterin

Planzeichnung (Teil A)
Plangebiet 1
Maßstab 1 : 1.000

BEBAUUNGSPLAN
Hittfeld 41 "Nördlich Göhlenbach"

mit örtlicher Bauvorschrift
und Teilaufhebung Bebauungsplan

Hittfeld 21 "Nördlicher Ortskern"

Planungsstand: Entwurf

Stand: Januar 2025

Planzeichenerklärung
(Planzeichenverordnung - PlanzV)
1.
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1.4.2.
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2.7.

2.8.
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3.1.
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6.2.

6.3.
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9.

10.

10.2.

13.

13.1.

13.2.1.

13.2.2.

15.

15.5.

15.13.

15.14.

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete (mit Nummerierung)
(§ 4 BauNVO)

Sonstige Sondergebiete (mit Nummerierung) 
Zweckbestimmung:  Pflege/  Wohnen (§ 11 BauNVO)

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO)

Geschossflächenzahl, als Höchstmaß

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse, als Höchstmaß

Traufhöhe, als Höchstmaß

Firsthöhe, als Höchstmaß

Bauweise,  Baugrenzen
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Offene Bauweise

nur Einzelhäuser zulässig

nur Hausgruppen zulässig

Abweichende Bauweise

Baugrenze

(§ 9 Abs.1 Nr.5 und Abs.6 BauGB)

Flächen für den Gemeinbedarf

Öffentliche Verwaltungen, Zweckbestimmung Betriebshof

Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB)

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Rad- und Gehweg

Grünflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.15 und Abs.6  BauGB)

Öffentliche Grünflächen

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung
des Wasserabflusses
(§ 9 Abs.1 Nr.16 und Abs.4, § 40 Abs.1 Nr.13 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6, § 40 Abs.1 Nr.14  BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.20 und Abs.6  BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs.1 Nr.25a Abs.6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für
die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen,
sowie von Gewässern
(§ 9 Abs.1 Nr.25b, Abs.6 und § 41 Abs.2 und § 213 BauGB)

Sonstige Planzeichen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen - schmale Flächen
(§ 9 Abs.1 Nr.21 und Abs.6 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs.7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,
oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes
(§ 1 Abs.4, § 16 Abs.5 BauNVO)
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a

Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des öffentlichen und
privaten Bereichs, Flächen für den Gemeinbedarf, Flächen für Sport- und Spielanlagen

15.6. Umgrenzung der Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen
zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes
Umgrenzungen der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum
Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes
(§ 9 Abs.1 Nr.24 und Abs.4 BauGB)

SO 1

z.B.

z.B.
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Darstellung ohne Normcharakter
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Bezeichnung der Fläche

A

z.B.
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Hinweise zum Verfahren
Rechtsgrundlagen
 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017, zuletzt geändert am 20.12.2023
 Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 21.11.2017, zuletzt geändert am 03.07.2023
 Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18.12.1990, zuletzt geändert am 14.06.2021
 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29.07.2009, zuletzt geändert am 23.10.2024
 Niedersächsische Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012, zuletzt geändert am 18.06.2024
 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010, zuletzt geändert am

06.11.2024

Bebauungsplan Hi 21 „Nördlicher Ortskern“
Mit Rechtskrafterlangung des Bebauungsplanes Hi 41 "Nördlich Göhlenbach " mit örtlicher
Bauvorschrift treten die Festsetzungen des Bebauungsplanes Hi 21 "Nördlicher Ortskern" mit örtlichen
Bauvorschriften für die Teile außer Kraft, die durch diesen Bebauungsplan überdeckt und ersetzt
werden.

DIN-Normen
Die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes erwähnten DIN-Normen werden im Bauamt der
Gemeinde Seevetal, Kirchstraße 11, 21218 Seevetal zur Einsichtnahme bereitgehalten.

az.B. Bezeichnung der Fläche

6.4.

6.4.

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Einfahrtbereich

13.2.1. Anpflanzen: Bäume (lagegenau) - Baumrigole-
Baumrigole

Geltungsbereich Bebauungsplan Hi 21 „Nördlicher Ortskern“

1 Bezeichnung der Flächez.B.

Zweckbestimmung: Lärmschutzwall

Maßgeblicher Außenlärmpegel in dB(A)61z.B.

z.B.

Nachrichtliche Übernahme

110 kV-Leitung, oberirdisch

Betriebshof

Spielplatz

Planzeichnung (Teil A)
Plangebiet 2
Maßstab 1 : 2.000

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen Vermessungs- und Katasterverwaltung © 2024
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN), Regionaldirektion Lüneburg

Übersichtsplan  (M 1 : 50.000)

Plangebiet 1

Plangebiet 2

basemap Raster  © GeoBasis-DE / BKG (2024) CC BY 4.0

Hittfeld

A7

Horst

Ramelsloh

Bauverbotszone gem. § 24 Abs. 1 NStrG (20 m zur Fahrbahnkante der L 213,
Hittfelder Landstraße)

15.8. Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind,
Umgrenzung der von der Bebauung freizuhaltenden Schutzflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10, Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)

Textliche Festsetzungen (Teil B)
1. Art der baulichen Nutzung
1.1. In den Allgemeinen Wohngebieten sind folgende allgemein zulässige Nutzungen gem. § 4 Abs. 2

BauNVO nicht zulässig:
- Anlagen für sportliche Zwecke
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 5 BauNVO)

1.2. In den Allgemeinen Wohngebieten sind folgende ausnahmsweise zulässige Nutzungen gem. § 4
Abs.3 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans:
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- nicht störende Gewerbebetriebe, bei denen gem. § 13a BauNVO Gebäude und Räume einem

wechselnden Kreis von Gästen gegen Entgelt vorübergehend als Unterkunft zur Verfügung
gestellt werden.

- Anlagen für Verwaltungen,
- Gartenbaubetriebe und
- Tankstellen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO)

1.3. In den Sonstigen Sondergebieten SO 1 und SO 2 mit der Zweckbestimmung „Pflege/ Wohnen“
sind folgende bauliche Anlagen und Nutzungen zulässig:
- Pflegeeinrichtungen
- Wohngebäude (u.a. betreutes, assistierendes oder inklusives Wohnen, Servicewohnen)
- dem Gebietszweck dienende Anlagen für kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke,
- dem Gebietszweck dienende Dienstleistungs- und Handwerksbetriebe 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 11 Abs. 2 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung
2.1. In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1, WA 2.1, WA 2.2, WA 3, WA 4.2 und WA 5.2  darf die

Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens maximal 0,5 m über der Oberkante der
Fahrbahngradiente der erschließenden Verkehrsfläche liegen, gemessen in der Mitte der
straßenzugewandten Fassadenseite, im rechten Winkel zur straßenseitigen Flurstücksgrenze. In
den Allgemeinen Wohngebieten WA 5.1, WA 4.1 sowie dem Sonstigen Sondergebiet SO 2 darf
die Oberkante des Erdgeschossfertigfußbodens maximal 1 m über der Oberkante der
Fahrbahngradiente der erschließenden Verkehrsfläche liegen, gemessen im rechten Winkel zur
straßenseitigen Flurstücksgrenze, in dem Sonstigen Sondergebiet SO 1 maximal 1,5 m über der
Oberkante der Fahrbahngradiente der erschließenden Verkehrsfläche.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 18 Abs. 1 BauNVO)

2.2. Unterer Bezugspunkt für die festgesetzte maximale Trauf- und Firsthöhe ist die Oberkante des
Erdgeschossfertigfußbodens (OKFF-EG).
Oberer Bezugspunkt für die festgesetzte maximale Traufhöhe ist der Schnittpunkt der Dachhaut
mit der Senkrechten der Außenkante der Außenwand.
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, § 18 Abs. 1 BauNVO)

2.3. In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis 5 sowie den Sonstigen Sondergebieten SO 1 und SO
2 darf die zulässige maximale Firsthöhe durch Lüftungsanlagen mit Wärmerückgewinnung im
Dachgeschoss, Schornsteinen, Antennen, Abgas- und Abluftleitungen oder sonstige technische
Aufbauten ausnahmsweise um einen Meter überschritten werden, sofern diese untergeordnet
sind.
(§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB, § 16 Abs. 6 BauNVO)

2.4. In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 bis 5 sowie den Sonstigen Sondergebieten SO 1 und SO
2 darf die festgesetzte Grundflächenzahl durch
- Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten,
- Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, u. a. Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie

und Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sowie Schwimmteiche und Schwimmbecken,
- Zuwegungen,
- und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück

lediglich unterbaut wird,
- Flächen, die durch wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien wie Vlies, Folie oder

vergleichbare Materialien ausgelegt werden, ausgenommen hiervon ist die Anlage von
Gartenteichen bis maximal 15 m², bis zu 100 % überschritten werden.

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 19 Abs. 4 BauNVO)

2.5. Die Flächen für Terrassen und Wintergärten dürfen in Summe die für das jeweilige Baugebiet
festgesetzte GRZ um 15 m² überschreiten, sind aber in die zulässige Überschreitung der GRZ
(Festsetzung 2.4) für das jeweilige Baugebiet einzubeziehen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 Abs. 6 BauNVO)

3. Beschränkung der Anzahl der Wohneinheiten in Bezug auf die Größe der Baugrundstücke
3.1. In den Allgemeinen Wohngebieten WA 2.1 und 2.2 wird je 200 m² Grundstücksfläche ein

Wohngebäude mit einer Wohneinheit zugelassen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 und 6 BauGB)

3.2. n den Allgemeinen Wohngebieten WA 4.1 und 4.2, in denen die Errichtung von Doppelhäusern
zulässig ist, wird je 350 m²  Grundstücksfläche ein Wohngebäude mit einer Wohneinheit
zugelassen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 und 6 BauGB)

3.3. In den Allgemeinen Wohngebieten WA 5.1 und 5.2, in denen die Errichtung von Einzelhäusern
zulässig ist, wird je 550 m² Grundstücksfläche ein Wohngebäude mit zwei Wohneinheiten
zugelassen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 3 und 6 BauGB)

4. Bauweise
4.1. In der abweichenden Bauweise sind Gebäude mit einer Länge von über 50 m zulässig. Der

seitliche Grenzabstand ist einzuhalten.
(§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 Abs. 4 BauNVO)

5. Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen
5.1. Die mit Leitungsrechten für eine elektrische 20 kV-Leitung zu belastende Fläche "a" wird

zugunsten der ABO-Wind AG festgesetzt. Die mit Leitungsrechten zu belastenden Flächen sind
jederzeit zugänglich zu halten. Sie dürfen nicht überbaut und überpflanzt werden.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

5.2 Die mit Leitungsrechten für die Abführung von anfallendem Oberflächenwasser und
Schmutzwasser zu belastende Fläche "b" wird zugunsten der Eigentümer:innen der Grundstücke
im Allgemeinen Wohngebiet WA 2.1 festgesetzt. Die mit Leitungsrechten zu belastenden Flächen
sind jederzeit zugänglich zu halten. Sie dürfen nicht überbaut und überpflanzt werden.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

6. Immissionsschutz
6.1. Auf der Fläche für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes östlich der Hittfelder
Landstraße ist ein Lärmschutzwall mit einer Höhe von 4 m über Gradiente der Hittfelder
Landstraße zu errichten. Alternativ können andere Vorkehrungen getroffen werden, die eine
identische immissionsreduzierende Wirkung gegenüber der Landesstraße haben.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

6.2. Die Schalldämmung der Außenbauteile von Aufenthaltsräumen in Wohnungen und sonstigen
dem dauerhaften Aufenthalt dienenden Räumen ist entsprechend dem in der Planzeichnung
festgesetzten maßgeblichen Außenlärmpegel in dB(A) auszuführen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

6.3. Entlang der westlichen Grenze der Fläche für den Gemeinbedarf "Betriebshof" mit der
Festsetzung als  besondere Anlage und Vorkehrung zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Immissionsschutzes "W1" ist beginnend am nordwestlichen
Punkt des Flurstücks 4/20 fortlaufend bis zur nordwestlichen Ecke des nächstgelegenen
Bestandsgebäudes (Remise) eine schalldichte Wand mit einer Höhe von 3 m über dem
Höhenbezugspunkt zu errichten. Höhenbezugspunkt ist die Oberkante der Fahrbahngradiente
der an das Allgemeine Wohngebiet WA 1 westlich angrenzenden Straßenverkehrsfläche,
zuzüglich 50 cm, gemessen im rechten Winkel zur Fahrbahnbegrenzungslinie.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

6.4. Auf der Fläche für den Gemeinbedarf "Betriebshof" ist entlang der Festsetzung als  besondere
Anlage und Vorkehung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Immissionsschutzes "W2" eine 4 m hohe durchgehende schalldichte Abschirmung durch die
Rückwände von Gebäuden oder durch Wände sicherzustellen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

6.5. Wenn im Rahmen eines schalltechnischen Einzelnachweises nach DIN 4109 abweichende
"Maßgebliche Außenlärmpegel" an den Fassaden der Baukörper ermittelt werden (z.B. auf Grund
von Eigenabschirmung oder Abschirmung durch andere Baukörper), ist es zulässig diese
alternativ für die Bestimmung der Anforderungen an die Luftschalldämmung nach der DIN 4109
zugrunde zu legen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

6.6. Zum Schutz vor Gewerbelärm ist die Anordnung von Schlafräumen in dem Allgemeinen
Wohngebiet WA 1, auf der Fläche für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor
schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes grundsätzlich
nicht zulässig. Soweit Schlafräume im gekennzeichneten Bereich ausnahmsweise angeordnet
werden, sind die Fenster mit geeigneten Vorsatzschalen (wie beispielsweise verglaste Loggien,
verglaste Laubengänge, Prallscheiben) oder als nicht-öffenbare Fenster auszubilden.
Wohn-/Schlafräume in Einzimmerwohnungen und Kinderzimmer sind wie Schlafräume zu
beurteilen. Von dieser Festsetzung kann abgewichen werden, soweit im Rahmen eines
Einzelnachweises geringere Lärmimmissionen ermittelt werden.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

7. Grünordnung
7.1. Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist eine

einreihige Gehölzreihe anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten.
Es sind Säulenhainbuchen (Carpinus betulus „Fastigiata“) als Hochstämme, mindestens dreifach
verschult/verpflanzt, mit Drahtballen, 16 bis 18 cm Stammumfang zu verwenden. Der
Pflanzabstand zwischen den Bäumen beträgt 15 m. Der Abstand zu der Grundstücksgrenze von
WA 1 im Westen beträgt
Bei Abgang ist eine Ersatzpflanzung im Verhältnis 1:1 innerhalb der Fläche mit Arten gemäß den
Vorgaben in Satz 2 dieser textlichen Festsetzung und mit der Mindestpflanzqualität  Hochstamm,
12-14 cm Stammumfang vorzunehmen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

7.2 Auf der Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen „A“ ist die vorhandene Baum-Strauchhecke dauerhaft zu
erhalten. Bei Abgang ist Ersatz im Verhältnis 1:1 auf der Fläche zu leisten. Es sind
standortheimische Gehölzarten gebietseigener Herkünfte gem. § 40 BNatSchG der Qualitäten:
Heister, 2 x verpflanzt, 150 - 200 cm Höhe; Sträucher, 2 x verpflanzt, 100 - 150 cm Höhe aus der
Liste „Gehölze für Anpflanzungen im Rahmen von naturschutzrechtlichen
Kompensationsmaßnahmen“ der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Harburg zu
verwenden (Anlage zur Begründung).
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

7.3. Auf der Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen "B" ist die vorhandene Grünanlage mit altem Laubbaumbestand
in ihrem Charakter dauerhaft zu erhalten.
Innerhalb der Fläche 'B' ist die Anlage eines Fußweges mit einer Breite von 1,5 m und einer
wassergebundenen Wegedecke zulässig.
Die Entnahme einzelner Bäume im Rahmen der Verkehrssicherung und Pflege sowie der Anlage
einer Wegeverbindung zum Standort der Kita auf der Fläche für den Gemeinbedarf ist zulässig.
Für Ersatzanpflanzungen sind standortheimische Gehölzarten gebietseigener Herkünfte gem. §
40 BNatSchG der Qualität: Hochstämme, 3 x verpflanzt mit Drahtballierung, aus extra weitem
Stand, Mindestqualität   12 bis 14 cm Stammumfang, aus der Liste „Gehölze für Anpflanzungen
im Rahmen von naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen“ der Unteren
Naturschutzbehörde des Landkreises Harburg zu verwenden (Anlage zur Begründung).
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

7.4. Auf der Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern
und sonstigen Bepflanzungen ist eine zweireihige Weißdornhecke (Crataegus monogyna)
anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten (Qualität: Sträucher, 2 x verpflanzt, 100 - 150 cm Höhe).
Der Pflanzabstand innerhalb und zwischen den Reihen beträgt 1,5 m, gegenüber der
Geltungsbereichsgrenze 2 m. Bei Abgang ist eine Ersatzpflanzung im Verhältnis 1:1 innerhalb der
Fläche gemäß den Vorgaben in Satz 1 bis 3 dieser textlichen Festsetzung vorzunehmen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a, b BauGB)

7.5 An den festgesetzten Standorten zum Anpflanzen von Bäumen sind mindestens 11 als
Straßenbäume gut geeignete schmalkronige Laubbäume, z.B. der Arten Hainbuche (Carpunus
betulus 'Fastigiata‘),  Spitzahorn (Acer platanoides 'Cleveland' ) oder Winter-Linde (Tilia
Cordata'Greenspire') anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten (Qualität: Hochstämme, 3 x
verpflanzt, aus extra weitem Stand mit Drahtballierung, 18 bis 20 cm Stammumfang) und mit
einer Baumrigole zu versehen.
Bei Abgang ist eine Ersatzpflanzung im Verhältnis 1:1 an selber Stelle nach den Anforderungen
des Satzes 1 dieser Festsetzung vorzunehmen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

7.6. Auf den Straßenverkehrsflächen ohne nähere Zweckbestimmung sind zusätzlich zu den
lagegenau festgesetzten Baumstandorten im westlichen Randbereich mindestens 9 weitere als
Straßenbäume gut geeignete schmalkronige Laubbäume, z.B. der Arten Hainbuche (Carpinus
betulus 'Fastigiata‘), Spitzahorn (Acer platanoides 'Cleveland') oder Winter-Linde (Tilia Cordata
'Greenspire') anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten (Qualität: Hochstämme, 3 x verpflanzt,
aus extra weitem Stand mit Drahtballierung, Mindestqualität 12 - 14 cm Stammumfang).
Auf den Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung "Bereich mit Maßnahmen zur
Verkehrsberuhigung" sind in dem Randbereich zur Anordnung von Entwässerungsmulden
mindestens 14 als Straßenbäume gut geeignete schmalkronige Laubbäume, z.B. der Arten
Hainbuche (Carpunus betulus 'Fastigiata‘), Spitzahorn (Acer platanoides 'Cleveland') oder
Winter-Linde (Tilia Cordata 'Greenspire') anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten
(Mindestqualität: Hochstämme, 3 x verpflanzt, aus extra weitem Stand mit Drahtballierung, 14
bis 16 cm Stammumfang).
Bei Abgang ist eine Ersatzpflanzung im Verhältnis 1:1 innerhalb der Straßenverkehrsfläche mit
Arten gemäß den Vorgaben in Satz 1 und 2 dieser textlichen Festsetzung oder mit anderen
geeigneten und klimaangepassten heimischen Laubbaumarten sowie mit der
Mindestpflanzqualität  Hochstamm,
12 bis 14 cm Stammumfang vorzunehmen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

7.7. In den allgemeinen Wohngebieten WA 2.1, 2.2, WA 4.1, 4.2 sowie WA 5.1 und 5.2 ist nur die
Anpflanzung von Laubbäumen mit einer maximalen Wuchshöhe bis zu 10 m zulässig, um die
erhebliche Beschattung benachbarter Photovoltaikanlagen zu vermeiden.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

7.8. Auf der öffentlichen Grünfläche "1" (Grünachse) ist ein wassergebundener Weg mit einer
maximalen Breite von 3 m zulässig. Begleitend zu dem Weg ist eine Lindenallee anzupflanzen. Es
sind mindestens 20 niedrigwüchsige Winterlinden der Sorten Tilia cordata 'Rancho' oder Tilia
cordata ‚Roelvo‘ im Abstand von mindestens 10 m und maximal 20 m untereinander in der
Mindestqualität Alleebaum,
3 x verpflanzt, aus extra weitem Stand mit Drahtballierung, 18 bis 20 cm Stammumfang
anzupflanzen.
Gegenüber der mit einem Leitungsrecht zu belastenden Fläche ist ein Pflanzabstand von 5 m
einzuhalten. Bei Abgang ist eine Ersatzpflanzung im Verhältnis 1:1 innerhalb der Grünfläche mit
Arten gemäß den Vorgaben in Satz 2 und 3 dieser textlichen Festsetzung oder mit anderen
geeigneten und klimaangepassten heimischen Laubbaumarten sowie mit der
Mindestpflanzqualität  Hochstamm, 12-14 cm Stammumfang vorzunehmen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

7.9. Die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft „I“ sind mit einem kräuterreichen Landschaftsrasen (Standard Regio Grundmischung
Gräser/Kräuter 70/30 (Frischwiese), Ansaatstärke 3 g/qm, regionalzertifiziert, Ursprungsgebiet 01)
einzusäen und als Streuobstwiese mit Obstbäumen in der Mindestqualität Halbstamm, 12 bis 14
cm Stammumfang, 3 x verpflanzt, zu bepflanzen. Der Abstand der Bäume untereinander
beträgt mindestens 12 m und maximal 15 m.
Zu den äußeren Grenzen der Maßnahmenfläche und zu den mit Leitungsrechten zu
belastenden Flächen  sind mindestens 5 m Pflanzabstand einzuhalten. Es sind ausschließlich
regionaltypische, alte Streuobstsorten zu pflanzen (Artenliste siehe Begründung).
Gehölzabgänge sind im Verhältnis 1:1 gemäß der Artenliste zu ersetzen. Die Pflanzflächen sind
gegen Wildverbiss zu schützen. Die Mahd der Streuobstwiese ist auf ein- bis zweimal jährlich zu
beschränken.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

7.10. Auf der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft „II“ ist eine Lärmschutzanlage landschaftsgerecht, abwechslungsreich zu gestalten,
indem das Gelände mit der für den angemessenen Schallschutz erforderlichen maximalen
Kronenhöhe, aber unterschiedlichen Böschungsneigungen angelegt wird. Auf der Fläche sind
Gehölzanpflanzungen vorzunehmen, zur Hittfelder Landstraße hin in dichterer Bepflanzung, zu
den Allgemeinen Wohngebieten hin in lockerer Bepflanzung. Gegenüber den mit
Leitungsrechten zu belastenden Flächen ist ein Mindestpflanzabstand von 5 m einzuhalten. Es
sind standortheimische Gehölzarten gebietseigener Herkünfte gem. § 40 BNatSchG der
Qualitäten: Heister, 2 x verpflanzt, 125 bis 150 cm Höhe; Sträucher, 2 x verpflanzt, 100 - 150 cm
Höhe aus der Liste „Gehölze für Anpflanzungen im Rahmen von naturschutzrechtlichen
Kompensationsmaßnahmen“ der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Harburg zu
verwenden (Anlage zur Begründung).
Gehölzabgänge sind im Verhältnis 1:1 gemäß der Artenliste zu ersetzen. Die nicht bepflanzten
Bereiche sind mit einem kräuterreichen Landschaftsrasen (RSM 7.1.2) einzusäen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

7.11. Auf der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft „III“ ist ein artenreiches Feuchtgrünland zu entwickeln und dauerhaft zu erhalten. 
Dabei ist auch die Fläche für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung 
des Wasserabflusses "2" einzubeziehen. Die Fläche ist ein- bis zweischürig zu mähen mit einem 
ersten Mahdzeitpunkt Anfang ab Anfang Juni. Die Mahd ist von innen nach außen 
durchzuführen. Bei der ersten Mahd ist randlich ein 3 bis 5 m breiter Altgrasstreifen stehen zu 
lassen. Das Mahdgut ist von der Fläche zu entfernen. Die Maßnahmenfläche darf nicht zur 
Ertragssteigerung mit Stickstoff gedüngt werden, mit Ausnahme von Stallmist (Festmist) von Huf-
und Klauentieren in geringem Maße (150 dt/ha/Jahr). Im Rahmen der Extensivierung ist die 
Erhaltungsdüngung (Kali, Phosphor, Calcium und Magnesium) zulässig. Auch der Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. Als Maßnahme der dauerhaften Erhaltung dient auch die 
Beweidung mit maximal 2 Großvieheinheiten pro Hektar. Im Rahmen der Weidenutzung ist die 
erforderliche Pflege- oder Nachmahd zulässig.  Die auf der Fläche vorhandenen 
standortgemäßen Feuchtgehölze sind zulässig. Standortfremde Nadelgehölze sind von der 
Fläche zu entfernen.
Gehölzabgänge sind im Verhältnis 1:1 gemäß der Liste „Gehölze für Anpflanzungen im Rahmen 
von naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen“ der Unteren Naturschutzbehörde des 
Landkreises Harburg (Anlage zur Begründung) zu ersetzen. Die nicht bepflanzten Bereiche sind 
mit einem kräuterreichen Landschaftsrasen (RSM 7.1.2) einzusäen.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, Nr. 25 a BauGB)

8. Artenschutz
8.1. Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes dürfen zur Beleuchtung zum Schutz von

Fledermäusen und Insekten nur warmweiße LED (< 3000 K) oder Phosphor konvertierte amber
LED (pc amber LED) Verwendung finden. Ein Nachweis, dass die Lichtquelle nahezu UV Frei ist
(<0,99!), ist zu erbringen. Die Lampen sind so auszurichten, dass deren Lichtemission
ausschließlich Richtung Geländeoberfläche ausstrahlen.
Die Leuchtgehäuse sind gegen das Eindringen von Insekten staubdicht geschlossen
auszuführen und dürfen eine Oberflächentemperatur von 60°C nicht überschreiten. Eine
Abstrahlung oberhalb der Horizontalen sowie auf angrenzende Gehölze oder Grünflächen ist
unzulässig. Die Lichtquellen sind zeitlich und in ihrer Anzahl auf das für die Beleuchtung
notwendige Maß zu beschränken.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

8.2. Auf der Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft im Plangebiet 2 wird der vorgezogene Ausgleich für den Verlust einer
Fortpflanzungs- und Ruhestätte der Feldlerche gemäß § 44 Abs. 5 Satz 3 BNatSchG erbracht. Die
Umsetzung der CEF-Maßnahme erfolgt vor dem Eingriff, sodass die Maßnahmenfläche zum
Zeitpunkt des Eingriffs bereits ihre Wirksamkeit entfaltet hat.
Die Nutzung auf einer bisher intensiv landwirtschaftlich genutzten Fläche ist zu Gunsten der
Feldlerche als Brutstandort zu optimieren.
Eine Teilfläche von 1,93 ha ist als Ackerbrache zu bewirtschaften. Die Teilfläche ist alle 4 Jahre,
nicht vor dem 31.07. und spätestens bis zum 01.03. und somit außerhalb der Brutzeit der
Feldlerche umzubrechen. Nach jedem Umbruch ist, ebenfalls außerhalb der Brutzeit der
Feldlerche, eine insektenfreundliche, niedrigwüchsige und mehrjährige Blühpflanzenmischung in
geringer Saatstärke einzusäen. Auf der Teilfläche sind Düngung, chemischer Pflanzenschutz und
Mulchen unzulässig.
Eine Teilfläche von 1,2 ha ist als  extensives Grünland zu bewirtschaften. Der erste Mahdschnitt
darf nicht vor dem 15.06. erfolgen. Zwischen dem ersten und dem zweiten Mahdschnitt müssen
mindestens acht Wochen liegen.  Die Teilfläche darf nicht zur Ertragssteigerung mit Stickstoff
gedüngt werden. Ausgenommen ist die Erhaltungsdüngung mit Stallmist (Festmist) von Huf- und
Klauentieren in geringem Maße (150 dt/ha/Jahr). Eine geringe Erhaltungskalkung mit bis zu 2
t/ha alle zwei Jahre ist zulässig. Maßnahmen der Düngung und Kalkung sind nur außerhalb der
Brutzeit der Feldlerche, nicht vor dem 31.07. und spätestens bis zum 01.03., zulässig. Eine
Beweidung des Grünlandes ist während der Brutzeit nur mit einem Tierbesitz von maximal 0,2
GVE/ha zulässig.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

8.3. Als Ersatz für den Eingriff in schutzwürdigen Boden im Plangebiet 1 wird die Inanspruchnahme
von 9.096 Wertpunkten auf der Öko-Kontofläche "Schulwiese" der Gemeinde Seevetal,
Gemarkung Helmstorf, Flur 3, FS 284/71 zugeordnet.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und § 1 a Abs. 3 Satz 3 BauGB)

9. Oberflächenentwässerung
In den Allgemeinen Wohngebieten 1 bis 5 sowie den Sonstigen Sondergebieten SO 1 und SO 2
ist das anfallende Oberflächenwasser auf dem jeweiligen Baugrundstück durch geeignete
Anlagen, wie z.B. Zisternen, Regenwassernutzungsanlagen, Mulden-Rigolen-Systeme,
zurückzuhalten. Zulässig ist eine gedrosselte Abgabe an den öffentlichen Regenwasserkanal
mit maximal 0,1 Liter je Sekunde und je 100 m² Grundstücksfläche.
(§ 9 Abs. 1Nr. 14 BauGB)

10. Von Bebauung freizuhaltende Fläche
Auf der von Bebauung freizuhaltenden Fläche angrenzend an einen Waldrand sind
Nebenanlagen, die dem dauerhaften Aufenthalt von Personen dienen, nicht zulässig. Sonstige
bauliche Anlagen wie Garagen, Unterstände, Fahrflächen, Stellplätze, Lagerflächen für die
Lagerung von (nicht leicht entzündlichen) Materialien und Schüttgütern, Einfriedungen sind
zulässig.
§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Örtliche Bauvorschrift
gem. § 84 NBauO

1. Geltungsbereich
Der Geltungsbereich der örtlichen Bauvorschrift umfasst die Allgemeinen Wohngebiete 1 bis 5
sowie die Sonstigen Sondergebiete 1 und 2 im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Hi 41
„Nördlich Göhlenbach“ der Gemeinde Seevetal.

2. Dächer von Hauptgebäuden (gem. § 84 Abs. 3 Nr.1 und Nr. 7 NBauO)
Dächer von Hauptgebäuden sind als Satteldach oder Walmdach jeweils mit einer Neigung von
35 bis 51 Grad herzustellen.
Für das Dacheindeckungsmaterial sind folgende Farbtöne und Materialien zulässig:
- Rot bis rotbraun (in Anlehnung an RAL 3000 bis 3003, 3009, 3011, 3013, 3016, 3033) oder
- Anthrazit bis grau-schwarz (in Anlehnung an RAL 7010, 7011, 7015, 70,16, 7021, 7022, 7023, 7024,

7026)
Für Dacheindeckungen ist die Verwendung von glänzenden Materialien unzulässig. Ebenfalls ist
die Dacheindeckung mit unbehandelten Metallen wie Kupfer, Blei und Zink unzulässig.
Ausgenommen hiervon sind Teile der Dachabdeckung, die der Energiegewinnung oder der
Wärmegewinnung dienen, sowie gläserne Teile der Dachabdeckung.
Gründächer sind zulässig.
Die Summe der Breiten der Dachaufbauten einer Dachseite darf höchstens ½ der Trauflänge
dieser Dachseite betragen. Die Regelung zur Dachneigungen in Satz 1 und zur Farbe sowie zu
Materialien in Satz 2 bis Satz 4 gilt für Dachaufbauten nicht.

3. Außenwände von Hauptgebäuden (gem. § 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO)
Für die Fassadengestaltung der Hauptgebäude sind zulässig:
- Rotes bis rotbraunes Verblendmauerwerk (Verblender, Klinker, Riemchen oder Vormauersteine)

in Anlehnung an RAL 3000 bis 3003, 3009, 3011, 3013, 3016, 3033) oder
- Vergleichbares Fassadenmaterial in einem optischen Erscheinungsbild von Verblendmauerwerk

in Anlehnung an RAL 3000 bis 3003, 3009, 3011, 3013, 3016,3033 oder
- Helle Putzfassaden mit Remissionswert größer gleich 70 %
- Holzverschalung in naturbelassenen Farbtönen und in den Farbtönen Rotbraun sowie in hellen

Farbtönen mit Remissionswert größer gleich 70 %
- Sonstige Baumaterialien aus nachwachsenden Rohstoffen in naturbelassenen Farben.
Teilflächen von bis zu 30 % der Gesamtfassade je Fassadenseite sind aus anderen Materialien
zulässig. Dabei sind unbehandelte Metalle wie Kupfer, Blei und Zink unzulässig.

4. Gestaltung von Doppel- und Reihenhäusern (gem. § 84 Abs. 3 Nr. 1 NBauO)
Im WA 2.1, WA 2.2, WA 4.1 und WA 4.2 sind auf Grundstücken mit Doppelhäusern und
Reihenhäusern die Außenfassaden, Dächer und Fenster der zusammenhängenden
Wohngebäude in Material und Farbton identisch auszuführen.

5. Nebengebäude (gem. § 84 Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 7 NBauO)
Die Fassaden von Garagen und Carports sind in den Materialien und Farben des jeweiligen
Hauptgebäudes oder in Holz mit naturbelassenen Farbtönen zu gestalten.
Nebengebäude ab einer überbauten Fläche von 30 m² sind mit extensiven Gründächern zu
gestalten.

6. Werbeanlagen (gem. § 84 Abs. 3 Nr. 2 NBauO)
Die Werbefläche darf eine Höhe von 60 cm nicht überschreiten. Bei beleuchteten
Werbeanlagen sind grelle Farben und wechselndes Licht ausgeschlossen. Die Beleuchtung ist
insekten- und fledermausfreundlich mit einer Farbtemperatur kleiner als 3.000 Kelvin (warmweiße
LED-Lampen) oder Phosphor konvertierte amber LED (pc amber LED) zu gestalten. Ein Nachweis,
dass die Lichtquelle nahezu UV Frei ist (<0,99!), ist zu erbringen. Werbeanlagen über Traufhöhe
sind nicht zulässig. Außerdem sind bewegliche Werbeanlagen sowie Werbefahnen
ausgeschlossen. Die Beleuchtung von Werbeanlagen muss von 22:00 bis 6:00 Uhr ausgeschaltet
werden.

7. Stützmauern /Gestaltung von Geländestufen (gem. § 84 Abs. 3 Nr. 3 NBauO)
Geländestufen sind als begrünte Abböschung mit Verbau aus Natursteinen oder aus Holz in
naturbelassener Farbgebung zulässig. Stützmauern zum Abfangen von Geländestufen in
Sichtbetonbauweise, aus Gabionen oder Betonbauteilen sind nur mit einer maximalen Höhe von
1 m sowie mit dichter Begrünung in der Weise zulässig, dass keine Einsichtnahme auf das Material
ermöglicht wird. Es ist auf dem eigenen Grundstück Sorge zu tragen, dass keine Einsichtnahme
auf das Material ermöglicht wird.

8. Nicht überbaute Flächen (gem. § 84 Abs. 3 Nr. 6 NBauO) - Regelung zu Schottergärten
Die über die textliche Festsetzung 2.4 hinausgehenden nicht versiegelten Flächen sind dauerhaft
gärtnerisch zu gestalten. Zusätzlich zu den zulässigen Überschreitungen der festgesetzten
Grundfläche gem. der textlichen Festsetzung 2.4 dürfen 10 % der gärtnerisch zu gestaltenden
Fläche mit Steinen-, Kies-, Schotter- oder sonstigen vergleichbaren losen Materialschüttungen
bedeckt werden, jedoch ohne Unterlagerung durch wasserdichte oder nicht durchwurzelbare
Materialien. Das Einbringen von wasserdichten oder nicht durchwurzelbaren Materialien wie
Vlies, Folie oder vergleichbare Materialien auf diesen gärtnerisch zu gestaltenden Flächen
verbunden mit Steinen-, Kies-, Schotter- oder sonstigen vergleichbaren losen Materialschüttungen
ist unzulässig. Hiervon ausgenommen ist die Anlage eines Gartenteiches.

9. Einfriedungen (§ 84 Abs. 3 Nr 3 NBauO)
Entlang der Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestimmung sind Einfriedungen
a) als blickdurchlässige Zäune mit einer maximalen Höhe von 1,30 m oder
b) als Schnitt-Hecken mit einer maximalen Höhe von 2,00 m auszuführen.
Bepflanzte Steinwälle mit einer maximalen Höhe von 0,80 m (1,30 m inkl. Bepflanzung) sind
ausnahmsweise zulässig.
Bezugspunkt für die Feststellung der Höhe der Einfriedung ist jeweils die Höhe der Oberkante des
angrenzenden Fahrbahnrandes der erschließenden Verkehrsfläche, gemessen im rechten Winkel
zur straßenseitigen Flurstücksgrenze.
Entlang der öffentlichen Grünflächen sind Einfriedungen
a) als Schnitt- Hecken mit einer maximalen Höhe von 2,00 m oder
b) als Zäune mit einer maximalen Höhe von 1,80 m

- in Holz in naturbelassenen Tönen oder
- in Holzoptik in naturbelassenen Tönen oder
- in anthrazit (in Anlehnung an RAL 7010, 7011, 7015, 70,16, 7021, 7022, 7023, 7024, 7026)

auszuführen.
Bezugspunkt für die Feststellung der Höhe der Einfriedung ist jeweils die Höhe der Oberkante der
angrenzenden Grünfläche.

10. Ordnungswidrigkeiten (gem. § 80 NBauO)
Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig als Bauherr oder Unternehmer
Baumaßnahmen ausführt oder veranlasst, auch wenn sie gemäß § 62 NBauO keiner
Baugenehmigung bedürfen, sofern sie gegen diese örtliche Bauvorschrift verstoßen.
Tatbestand eines Verstoßes gegen die örtliche Bauvorschrift ist eine Zuwiderhandlung gegen die
Vorschriften der §§ 1-8 dieser ÖBV. Zuwiderhandlungen können als Ordnungswidrigkeiten mit
einer Geldbuße bis zu
500.000 € geahndet werden.

Hinweise
Anschluss an den Schmutzwasserkanal
Die privaten Grundstücke sind unter Berücksichtigung der Rückstauebene ordnungsgemäß an den
Schmutzwasserkanal anzuschließen.

Artenschutz
Zur Vermeidung von artenschutzrechtlichen Verstößen gem. § 44 BNatSchG sollte die
Baufeldfreimachung stets im Winterhalbjahr (1. Oktober bis 28. Februar) erfolgen. Ist dies aus
zwingenden Gründen nicht möglich, ist das Gebiet direkt vor der Baufeldfreimachung auf das
Vorhandensein bewohnter Lebensstätten besonders oder streng geschützter Arten hin zu
überprüfen. Hierbei ist insbesondere auf Nester und Höhlen in Gehölzen sowie Bodenbrutplätzen in
Offenlandbiotopen (Grünland, Acker etc.) zu achten. Wird dabei eine Besiedelung nachgewiesen,
ist unverzüglich der Kontakt mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Harburg
herzustellen. Sofern für die Umsetzung der Planung Gebäudeabrisse erforderlich werden, ist in
gleicher Weise zu verfahren.

Bodendenkmalpflege
Es besteht der Anfangsverdacht für die Existenz noch unbekannter Denkmalsubstanz. Ein
denkmalrechtlicher Genehmigungsvorbehalt nach § 13 Abs. 1 NDSchG ist gegeben. Es ist daher
vor Beginn der Erschließungsarbeiten eine archäologische Voruntersuchung durchzuführen. Durch
eine solche Voruntersuchung sind Ausdehnung und Erhaltungszustand etwaiger Bodendenkmale
sowie das Ausmaß notwendig werdender Ausgleichsmaßnahmen (Ausgrabungen) für deren
Zerstörung zu ermitteln. Die Kosten für die Voruntersuchung hat gemäß § 6 Abs. 3 NDSchG die
Gemeinde als Verursacher der Maßnahme zu tragen.

Bemaßung
Die graphischen Festsetzungen sind in der Planzeichnung nicht vollständig vermaßt. Die Planung
liegt in digitaler Form vor, so dass für alle Punkte UTM-Koordinaten vorhanden sind, die vom ÖbVl
eindeutig in die Örtlichkeit übertragen werden können. In der Planzeichnung können Maße
abgegriffen werden.

L

Besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
Zweckbestimmung: Schalldichte Wand mit Bezeichnung und mit Kennzeichnung
des Endpunktes (W1) bzw. Startpunktes (W2)
(§ 9 Abs.1 Nr.24 und Abs.4 BauGB)
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